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9. Hauptversammlung 2. Tagung - Beschluss 

Kriterien für die Kandidierenden zu den BVV- und Abgeordnetenhauswahlen 

Einreicherin: Bezirksvorstand 

 

Mit der Nominierung der Kandidaturen für die BVV-Wahlen und für die 

Abgeordnetenhauswahlen übernimmt die nominierende Versammlung die Verantwortung, 

eine ausgewogene Entscheidung für die zukünftigen Fraktionen zu treffen. Die nominierende 

Versammlung wird darum ihrerseits die Aufmerksamkeit darauf richten und zugleich alle 

anderen Gremien und Gliederungen sowie die Mitglieder der Bezirksparteiorganisation dazu 

verpflichten, alles dafür zu tun, dass nur Kandidaten gewonnen nominiert werden, die nach 

Kenntnis und Abwägung aller bekannten Tatsachen und Umstände sowie real durch ihr 

bisheriges politisches Wirken und Auftreten für die Wahlperiode die Gewähr bieten bzw. 

erwarten lassen, 

- dass sie bereit und fähig sind, mit ihrer ganzen Persönlichkeit - mit ihren Fähigkeiten 

und Kräften - stets solidarisch für die Verwirklichung der jeweiligen Wahlprogramme 

der Partei die Linke für die BVV und das Abgeordnetenhaus einzutreten und dass sie 

sich nach ihren Kräften an dafür maßgebliche und erforderliche Beschlussfassungen 

der Partei beteiligen sowie sich in ihren eigenen Entscheidungen nach ihnen 

verhalten werden; 

- dass sie sich sowohl als Wahlkandidaten als auch gewählte Abgeordnete entschieden 

und entschlossen gegen Faschismus und Rechtsextremismus, Rassismus und 

Antisemitismus einsetzen werden und im Falle ihrer Wahl keinerlei 

Beschlussfassungen, die von der AfD sowie entsprechenden Gruppierungen im oben 

genannten Sinne eingebracht werden, tolerieren, befördern, unterstützen oder gar 

zustimmen. 

Die  auf Listen  der Partei Die Linke aufgestellten Kandidaten  sollen in ihrer Persönlichkeit 

sowie  mit  ihrem politischen Wirken  dazu  befähigt sein,  insbesondere im Kampf gegen die  

faschistische Gefahr, die durch das Agieren der AfD sowie  anderer rechtsextremistischer 

„Sparten“ heraufbeschworen wird, mit  den anderen demokratischen Kräften verschiedener 

politischer Couleur vertrauensvoll und dauerhaft  zur Zusammenarbeit  zu gelangen – zu 

Konsens  und politischem Kompromiss in der Sache sowie zu den erforderlichen Beschlüssen 

und Entscheidungen . 

 

Dabei spielen verschiedene Kriterien/Anforderungen an die Bewerber*innen eine Rolle: 

 

1.1. Verhältnis zur Partei die Linke: 

- Kenntnis der politischen Grundlinien der Partei, besonders der sozialen Ziele; 

- enge Beziehungen zur Partei, noch besser Mitgliedschaft; 

- Verankerung innerhalb der Partei durch Aktivität in Ortsverbänden und 

Arbeitsgruppen des Bezirksverbandes; 

- Bereitschaft zur Umsetzung von Beschlüssen, hier insbesondere der Wahlprogramme 

der Linken; Landes- und Bezirkswahlprogramm auch bei persönlich abweichenden 

Positionen; 

- Bereitschaft zur beschlusskonformen Offenlegung der persönlichen Daten; 
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- Bereitschaft zu Spenden (Mandatsträgerbeiträge) zugunsten der Partei entsprechend 

der Landesparteitagsbeschlüsse der Linken Berlin; 

- Mandatsrückgabe im Falle des Austritts aus der Partei; 

- Rechenschaftszerlegung gegenüber der Mitgliedschaft und den Parteiorganen der 

entsprechenden Ebene sowie gegenüber den Wählerinnen und Wählern über die 

Ausübung des Mandats sowie das politische Wirken und Auftreten; 

- Bereitschaft, mit den gewählten Kandidatinnen und Kandidaten der linken in den 

Gremien einer Fraktion zusammenzuarbeiten; 

 

1.2  Einsatzbereitschaft: 

- Teilnahme am Wahlkampf mit vollem Engagement und in enger Abstimmung mit den  

Wahlkampfstrukturen auf der Grundlage der beschlossenen Wahlstrategie; 

- Interesse, Bereitschaft und Fähigkeit, sich in die Arbeit der Landespartei, der 

Parteibasis und der Fraktionen sowie in Arbeit- oder Kompetenzgruppen 

einzubringen;  

- das Besuchen von Sitzungen oder Ausschüssen am Abend, die Bereitschaft zum 

öffentlichen Sprechen; Gesicht zu zeigen; 

- Pünktlichkeit und Zuverlässigkeit 

 

1.3  Gesellschaftliches Engagement:   

- kommunalpolitisches Interesse, vorzüglich eines Interessengebiets;  

- Bereitschaft zur Aneignung der Voraussetzungen für sach- und fachgerechtes 

Handeln; 

- Bereitschaft und Aktivität im Umgang mit außerparlamentarischen Bewegungen 

(auch schon vorhandene Erfahrungen); 

- Arbeit mit Bürgerinnen und Bürgern; 

 

1.4.   Soziale Kompetenz: 

- Kommunikationsfähigkeit nach innen und nach außen; 

- Konfliktfähigkeit; 

- Moderationsfähigkeit; 

- Teamfähigkeit und Fähigkeit zur kritischen Bewertung der eigenen Leistungen; 

- Sensibilität gegenüber Diskriminierungs- und Machtstrukturen; 

- Wahrnehmung von Beratungs-, Qualifikations- und Trainingsangeboten 

organisatorischer und inhaltlicher Art; 

 

1.5.    Ergänzend für die Kandidierenden des AGH: 

- es sollte dir möglich sein, das Mandat als Vollzeittätigkeit auszuüben; 

- Erfahrung in der politischen Arbeit; 

- ausgeprägtes Interesse und Kenntnisse in einem oder mehreren relevanten 

Politikfeldern; 

- grundlegende Kenntnisse bzw. Interesse an Berliner Verwaltungsstrukturen; 

- du solltest dir darüber bewusst sein, dass du als Abgeordnete*r 

Personalverantwortung für Mitarbeiter trägst. 


